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Wohnungsmarkt

Das Thema Flüchtlinge auf dem Wohnungsmarkt gilt als ein heißes Eisen. Der 
Autor des vorliegenden Beitrages fasst dieses heiße Eisen nicht nur an, sondern 
schmiedet es in aller statistischen und einordnenden Ausführlichkeit. Dazu stellt 
er verschiedene Szenarien auf und beschreibt den aktuellen Bedarf. Er scheut 
sich auch nicht vor Bewertungen, Einordnungen und Appellen. Darüber hinaus 
beschreibt er spezifische rechtliche Probleme bei der Aufnahme und Beherber-
gung dieser durchaus heterogenen Migrantengruppen. So entsteht ein rundes 
Bild der nach Meinung des Autors derzeit absolut ungesunden Situation im Lan-
de. Der Beitrag schließt mit einem Appell an die Kreditinstitute, trotz aller quä-
lenden neuen Regularien intensiv zu fördern. Red.

Migration, Integration, Wohnen – Herausforderungen 
für Deutschland

Abgesehen von den tragischen Ereignis-
sen, die dem IS-Terror zuzuordnen sind, 
sieht, hört und liest man inzwischen 
selten Schlagzeilen über Nicht-EU-
Migra tionsbewegungen, die vor allem 
die zweite Hälfte des Jahres 2015 medi-
al geprägt hatten. Die mit erheblicher 
Nicht-EU-Migration beziehungsweise 
deren Ursachen verbundenen Aufgaben 
sind indes keineswegs gelöst, nicht ein-
mal vollständig angegangen, teilweise 
kaum durchdacht, obwohl sie zukünftig 
eher die Regel als die Ausnahme dar-
stellen dürften und quantitativ immer 
bedeutender werden. 

2015 wanderten per Saldo über 1,2 Mil-
lionen Menschen nach Deutschland ein, 
davon rund 300 000 EU- und 900 000 
Nicht-EU-Migranten, von denen die EU- 
und etwa zwei Drittel der Nicht-EU-
Bürger mehrere Jahre oder dauerhaft 
bleiben dürften. Bei einer formalen 
„Schutzquote“ von nur 60 Prozent 
(Asyl-Anerkennung oder subsidiärer 
Schutz oder Abschiebeschutz) werden 
weiterhin verschwindend wenige „Aus-
reisepflichtige“ real „zurückgeführt“. 

Klageverfahren der Abgelehnten, die 
sich derweil weiter in Deutschland auf-
halten, verstopfen die Sozialgerichte. 
Nach harten politischen Maßnahmen 
kamen 2016 per Saldo wohl „nur“ noch 
etwa 750 000 EU- und Nicht-EU-Zu-
wanderer hinzu. Für 2017 wird eine 
ähnliche Größenordnung erwartet, in-
klusive Familiennachzug sowie in 
Deutschland geborenen Kindern der 
jüngsten Fluchtwelle wie auch von den 
Zuwanderern der Vorjahre, welche in 
BAMF-Statistiken nicht ausgewiesen 
werden. Nach 2017 rechnet Aengevelt 
Research in Übereinstimmung mit Ver-
lautbarungen der Bundesregierung mit 
etwa 500 000 Zuwanderern pro Jahr. 
2015 wurden rund 440 000 Asyl-Erstan-
träge vom BAMF entgegengenommen, 
2016 bei verzögerter Antragstellung 
über 720 000, insgesamt rund 1,2 Milli-
onen.

Für die EU-Bürger, etwa 300 000 Perso-
nen jährlich, besteht Freizügigkeit mit 
eigenständiger Suche auf dem Woh-
nungsmarkt. Sie sind nur teilweise auf 
dem Arbeitsmarkt gut positioniert. Die 
Notsituation der Nicht-EU-Migranten 
von 2015 wurde mit außerordentlichem 
Engagement von amtlichen Stellen und 
Ehrenamtlichen überwunden. Auch die 
Erstaufnahme-Situation in Länderver-
antwortung nach Verteilung gemäß Kö-
nigsteiner (Einwohner/Steuer-) Schlüssel 
ist inzwischen relativ entspannt. Die 
meisten Nicht-EU-Migranten leben in 
Gemeinschaftsunterkünften, in manchen 
Kommunen auch dezentral in Wohnun-
gen. Dabei lagen beziehungsweise liegen 
die typischen Wohnkosten pro Person 
und Jahr je nach Unterkunftsform (Ob-
jekttyp, Flächennutzung) und Region 
zwischen 800 und 2 000 Euro für güns-

tigere Wohnungen und Refurbishments, 
3 000 bis 4 000 Euro für Container und 
höherpreisige Wohnungen sowie bis  
zu 10 000 Euro für Hotelzimmer – mit 
Zusatzleistungen – in einzelnen Groß-
städten.

Wohnungen vor allem in 
Metropolen knapp

Nicht entspannt ist die Integrationssitu-
ation und richtig schwierig wird sich der 
Übergang in normales Wohnen vor al-
lem in den Metropolen gestalten. Be-
darfs- und Angebotsstruktur stimmen 
regional nicht überein. Für anerkannte 
Asylbewerber besteht Rechtsanspruch 
auf Wohnraum nach SGB II. Da derzeit 
kaum jemand rückgeführt wird, nehmen 
auch Geduldete beziehungsweise Unter-
getauchte in irgendeiner Form am Woh-
nungsmarkt teil. Insgesamt werden 
deutlich mehr Wohnungen benötigt, als 
verfügbar sind beziehungsweise kurz-
fristig fertiggestellt werden:

Für die überschlägige Zusatz-Bedarfsbe-
rechnung beim Wohnraum für EU- und 
Nicht-EU-Migranten wird von einem 
vereinfachten Prognosemodell ausge-
gangen, das sich jedoch nicht grundsätz-
lich von anderen Modellen (IW, Empirica) 
unterscheidet und als „atmende Progno-
se“ (Empirica) zu verstehen ist:

P  Eine Millionen Zuwanderer (EU und 
Nicht-EU) in 2015, je 700 000 in den 
Jahren 2016 und 2017. 

P  Bei einem minimalen Pro-Kopf-Flä-
chenbedarf von 15 Quadratmeter, 
was der Fläche in Gemeinschaftsun-
terkünften entspricht (Wohnflächen-
durchschnitt Deutschland: rund 45 
Quadratmeter), benötigten die Zu-
wanderer ein Mindestwohnflächen-
angebot von rund 36 Millionen Qua-
dratmetern bis etwa Mitte 2018.

P  Dies entsprach bei einer durch-
schnittlichen Wohnungsgröße von  
80 Qua dratmetern einem Bedarf von 
knapp 190 000 Wohnungen für Zu-
wanderer im Jahr 2015 beziehungs-
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weise zusätzlich je 130 000 Wohnun-
gen für die Zuwanderer 2016 und 
2017, in Summe 450 000 Wohnein-
heiten, bei kleinteiligerer Struktur 
entsprechend mehr.

P  Der demografische Schrumpfungspro-
zess fängt bei einem Sterbeüberschuss 
von aktuell 250 000 Personen pro Jahr 
nur ein Viertel der Zuwanderung ab: 
Stirbt beispielsweise in einem Zwei-
personenhaushalt einer der Partner, 
verbleibt der andere in der Regel in 
der Wohnung, sodass der theoretisch 
freiwerdende Wohnraum dem Markt 
nicht zur Verfügung steht. Die Idee 
„kleine Neubauwohnungen für Senio-
ren im Tausch gegen große Altbau-
wohnungen für Familien“ funktioniert 
nur, wenn die Neubauwohnungen gut 
und bezahlbar sind. Ein Fall für geziel-
te öffentliche Förderung?

2015 erfolgte noch kaum zusätzlicher 
Wohnbau, die Kommunen griffen auf 
Leerstand (soweit vorhanden) sowie Be-
helfs- und Zwischenlösungen zurück. 
Auch in naher Zukunft werden trotz För-
dermaßnahmen und serieller Bauten 
aufgrund von Planungs-, Genehmi-
gungs- und Bauzeiten von mindestens 
zwei bis vier Jahren bei weitem nicht 
ausreichend Wohnungen fertiggestellt 
werden: Die relevanten Baugenehmigun-
gen steigen gegenwärtig jährlich um 
etwa zehn Prozent, sodass für 2016 mit 
etwa 25 000 und 2017 mit rund 50 000 
Wohnungen mehr gerechnet werden 
kann als 2015. Diese 75 000 Wohnungen 
bis Ende 2017 entsprechen gerade ein-
mal einem Sechstel des Zusatzbedarfs. 
Fünf Sechstel müssten also aus dem Be-
stand kommen. Hierbei soll die Wohn-
sitzauflage für Asylbewerber sicherstel-
len, dass dazu vordringlich regionaler 
Wohnungsleerstand genutzt wird. Aller-
dings wird damit gerechnet, dass Zuwan-
derer sich in Deutschland wesentlich 
analog den bestehenden Nationalitäts-
strukturen verteilen werden, das heißt 
mit Schwerpunkten in den Ballungsräu-
men.

Baulandausweis als Problem

Insbesondere in den Wachstumskernen 
und wirtschaftsstarken Groß- und Mittel-
städten mit breitem Arbeitsplatzangebot 
fehlt es dabei schon jetzt massiv an güns-
tigem, einkommensgerechtem Wohn-
raum. Dies gilt nicht nur für verbleibende 
Flüchtlinge, sondern für breite, finanziell 
schwächer gestellte Bevölkerungsschich-
ten. Dabei ist weniger die Kapazität der 

Bauwirtschaft das Problem, sondern die 
grundsätzlich zurückhaltende Ausweisung 
von Bauland durch die Kommunen, rest-
riktive Bebauung durch die Eigentümer, 
die teilweise auf erwartete Preissteigerun-
gen spekulieren sowie allgemeine Ver-
schärfung von Bauvorschriften, die auch 
die Baukosten steigern.

Bund, Länder und viele Städte hatten 
bereits während der Migrationswelle der 
Balkankriege in den neunziger Jahren 
begonnen, sich Gedanken über Organi-
sationsformen zur Bewältigung derarti-
ger Herausforderungen zu machen. Wer 
angesichts der seit 2012 ansteigenden 
Asylbewerberzahlen diese Pläne aktuali-
sierte, lokale „Bündnisse“ reaktivierte 
und anfing zu planen, stand der Migra-
tionswelle 2015 nicht hilflos gegenüber. 

Wer Leerstände nutzen oder Erstauf-
nahmeeinrichtungen in von der BIMA 
zur Verfügung gestellten Kasernen auf 
die Aufnahmekontingente anrechnen 
konnte, hatte Zeit, städtebaulich und 
haushalterisch sinnvolle Wohnraumpla-
nungen zu beginnen und in Teilen um-
zusetzen. Nicht alle der besonders mas-
siv betroffenen Metropolen konnten so 
reagieren.

Fast schon dramatisch stellt sich die Situ-
ation in Berlin dar: Wie in den meisten 
Städten, wurden umgebaute Kasernen, 
Hangars, Bürogebäude, Baumärkte sowie 
als Notquartiere nahezu „nackte“ Turnhal-

len genutzt. Teilweise seit vielen Monaten 
sind Ende vergangenen Jahres immer 
noch geschätzt fast 10 000 von 70 000 
Menschen in notdürftig ausgestatteten 
Hangars beziehungsweise minimalisti-
schen Turnhallen untergebracht. Für diese 
werden mit Verspätung Gemeinschaftsun-
terkünfte in Containern errichtet („Temp-
ohomes“). Die angekündigten 25 000 
Wohnplätze in seriellen Wohnbauten 
(MUF – Modulare Unterkunft für Flücht-
linge) sind größtenteils noch nicht begon-
nen, viele noch nicht geplant beziehungs-
weise genehmigt. Brandenburg hilft zö-
gernd mit Platzangeboten. 

Mit einer vollständigen Unterbringung 
aller Berechtigten in „normalem“ Wohn-
raum ist daher absehbar nicht zu rechnen, 
sie ist wohl auch nicht vorgesehen. Dabei 
sollte alles getan werden, die negativen 
psychischen Effekte des längerfristigen 
Hallen- und Containerwohnens durch 
ausreichend sinnvolle Beschäftigung zu 
vermeiden, beispielsweise mit Angeboten 
für Kommunikation und Beschäftigung 
durch Bildung. Parallel bedarf es einer 
noch entschlosseneren Ankurbelung des 
mietgünstigen Wohnungsneubaus. Denn 
erschwingliches Wohnen für breite Mie-
terkreise wird allein durch konsequent 
nachhaltige Erhöhung des räumlich be-
darfs- und vor allem einkommensgerech-
ten Angebotes möglich, wenn Vertei-
lungskämpfe innerhalb der SGB II-Klientel 
und mit den hart arbeitenden Geringver-
dienern vermieden werden sollen.

Tabelle 1: Wohnkosten pro Nicht-EU-Zuwanderer nach Unterkunfts- 
formen 2015/16

Unterkunftsform

Wohn-/Nutzfläche 
qm pro Kopf  

inklusive  
Gemeinflächen

Kalkulatorische  
„Kaltmiete“

Euro/qm/Monat

Kalkulatorische  
„Kaltmiete“ 

Euro/pro Kopf/ 
pro Jahr

Wohnungen 10 – 30

4,50 – 15,00  
(Median- 

Angebotsmiete  
2016)

800 – 3 500

Refurbishment  
(unter anderem Büro)

10 – 23 4,00 – 12,00 500 – 2 700

Neubau massiv individuell 10 – 30 8,50 – 13,00 1 300 – 4 000

Neubau massiv MUF 15 – 20 5,00 – 8,00 800 – 1 500

Container-Module 14 – 26 13,00 – 36,00 3 000 – 6 200

Traglufthalle 9 37,00 4 000

Hotel  
(möbliert, Zusatzleistungen)

6 - 15 30,00 – 60,00 3 500 – 11 000

Quelle: AE Research
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Bei einem mittleren Aufwand von 1 200 
Euro pro Quadratmeter aus gut erhalte-
nem Bestand, Sanierung und Neubau 
(Letzterer für rund 2 500 Euro pro Qua-
dratmeter) wird für diesen „Dreijahres-
bedarf“ also für die Wohnraumbereit-
stellung alleine ein Investment von 43 
Milliarden Euro benötigt, danach mit-
telfristig rund neun Milliarden Euro pro 
Jahr. Je nach Stadt bedeutet dies ein 
Pro-Einwohner-Investment von 60 bis 
250 Euro bis Ende dieses Jahres nur für 
die Unterkunft.

Weiterhin hoher 
Investitionsbedarf

Berücksichtigt man daneben auch Le-
benshaltungs-, Integrations-, (Aus-)Bil-
dungs- sowie allgemeine Verwaltungs- 
und Betreuungskosten, besonders hoch 
bei alleinreisenden Jugendlichen, so wer-
den, wenn man zirka 10 000 Euro für 
diese Maßnahme zugrunde legt, etwa  
84 Milliarden Euro 2017 benötigt (etwa 
1 000 Euro pro Einwohner), danach ku-
mulieren sich die jährlichen Kosten wei-
terer Zuwanderung mit jedem Bleibejahr 
ohne eigene Arbeitsverdienste der Zu-
wanderer weiter bis auf etwa 100 Milli-
arden Euro pro Jahr bis 2024, was etwa 
drei Prozent des BIP entspricht. 

Bildungsstand und Arbeitsmarktfähigkeit 
der Migranten sind durchwachsen, man 
rechnet damit, dass nur etwa 50 Prozent 
der Zuwanderer in der immer stärker di-
gitalisierten, zunehmend hilfsarbeiten-

Tabelle 2: Wohnraumbedarf in Deutschland durch EU- und Nicht-EU-Migration

freien Arbeitswelt ein eigenes Auskom-
men finden werden, und das mit Anlauf-
zeiten von fünf bis sieben Jahren. Hier 
gilt es, Arbeits- und Markt-Paradigmen 
immer wieder zu überdenken und even-
tuell konzeptionell auszu weiten.

Für den Einzelhandel, Fortbildung und 
Bauindustrie ist das auf den ersten Blick 
ein Riesen-Förderprogramm von derzeit 
zwei Prozent der Bevölkerung, für Ver-
waltung und Finanzminister, vielleicht 
auch für Ausbildungsbetriebe teilweise 
eher ein Horror-Szenario. Dennoch: nur 
eine Fingerübung. Schon in mittlerer Zu-
kunft werden derartige Kosten Normal-
fall sein: Angesichts der lokalen und glo-
balen Situation sind die „Flüchtlings“-
Kosten in Deutschland nicht mehr als ein 
Teil der gesamten „HPD-Kosten“ (huma-
nity, peace, development), die wir auf-
bringen müssen, um unser Land in einer 
funktionierenden Welt nach unseren 
Vorstellungen in der Zukunft positiv zu 
beeinflussen. 

Zu den Ausgaben für Lebenshaltung, 
Unterkunft, Integration, Bildung und 
Arbeit in Deutschland kommen die 
„klassische“ Entwicklungshilfe unter 
Millenniumszielen (Überleben, Selbstän-
digkeit, Teilhabe) außerhalb Deutsch-
lands, die wegen Terrorgefahren stei-
genden zivilen inneren sowie bekannte 
und neue militärische und nichtmilitä-
rische Sicherheits- und Stabilitätskosten 
in und außerhalb der EU. Insgesamt ein 
erheblicher Anteil öffentlicher Haushal-
te. Nicht auf immer werden  Zinsen so 
niedrig sein wie heute.

Es gilt, sich den Herausforderungen dau-
erhaft zu stellen, weiterhin sehr intensiv 
nachzudenken, Konzepte zu entwickeln 
und umzusetzen. Insgesamt müssen wir 
Gesellschaftskonzepte ermöglichen und 
leben, die Lebensunterhaltssicherung bis 
zur individuellen Sinngebung in jeder 
Lebenslage nicht nur in Deutschland er-
möglichen. Was können wir alle, was – 
im Lichte dieses Publikationsmediums – 
kann die Finanzwirtschaft, insbesondere 
deren via Kreditvergabe, aber auch Orga-
nisationsmöglichkeiten direkt auf Wohn-
raum- und Infrastruktur-Investitionen 
einflussnehmenden Teile, aktiv dazu tun, 
die Zustände ausreichend schnell zu ver-
bessern und „zukunftsfest“ zu machen?

Förderappell an die Banken

Finanzinstitute sind lokal bis internatio-
nal in allen Branchen und Aufgaben-
feldern tätig und dabei auf eine stabile 
Wirtschaftssituation angewiesen, die 
 ihrerseits eng mit stabilen sozialen Ver-
hältnissen korreliert. Sie sollten daher 
trotz aller quälenden neuen Regularien 
intensiv fördern (beraten, organisieren, 
finanzieren), was nützt (Win-Win-Kons-
tellationen, Konzepte/Projekte für Bil-
dung, Aufbau und Entwicklung) und al-
les unterlassen, was potenziell schaden 
könnte („unethische“ Privatgewinne auf 
Kosten der Zukunft der Gemeinschaft). 

Wenn eine Gesellschaft zunehmend zu-
sammenrücken muss, gewinnt automa-
tisch der Gedanke an Genossenschaften 
wieder an Boden, wie schon ab Ende des 
19. Jahrhunderts. Finanzierer können 
auf ihre Share Holder einwirken, um 
diese intellektuell ins Boot eines überle-
bensfähigen Deutschland und Europa in 
einer globalen Welt zu holen. Finanzie-
rer können hier dank ihrer globalen und 
regionalen Kontakte, Bedeutung sowie 
Wissens- und Methodenressourcen er-
hebliche positive Informations-, Über-
zeugungs-, Konzeptions- und nicht zu-
letzt Finanzierungsbeiträge für die Welt 
leisten beziehungsweise anregen oder 
begünstigen – ein wünschenswerter „Fi-
nanzhebel“ zum Wohle aller.

Quellen (Auswahl):
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228-231.

Wohnraumbedarf: Szenario Deutschland 

Jahr 2015 2016 2017

Saldo Verbleib Verbleib Personen 1 000 000 700 000 700 000

Verbleib kumuliert 1 000 000 1 700 000 2 400 000

Gemeinschafts-Unterkunft (GU) GU-Plätze (1-4 Jahre) 1 000 000 700 000 700 000

GU-Fläche pro Person WE/qm: GU-Plätze kumuliert 1 000 000 1 700 000 2 400 000

GU-Fläche (bei 15 qm pro Person) 15,0 
Millionen

10,5 
Millionen

10,5 
Millionen

GU-Fläche kumuliert 15,0 
Millionen

25,5 
Millionen

36,0 
Millionen

entspricht in Wohnungen WE WE-Zahl bei 80 qm 187 500 131 250 131 250

Fläche pro WE/qm: WE-Zahl kumuliert 187 500 318 750 450 000

WE-Wert (bei 1 200 Euro/qm) 18,0 
Milliarden

12,6 
Milliarden

12,6 
Milliarden

Kosten der WE/(Euro/qm) WE-Wert kumuliert 18,0 
Milliarden

30,6 
Milliarden

43,2 
Milliarden

EU- plus Nicht-EU-

Zuwanderer

Quelle: Aengevelt Immobilien GmbH & Co. KG


